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45 Prozent, bezogen auf das durchschnittliche Gewicht
der in den letzten drei Jahren in Verkehr gebrachten Ge-
räte, zu erreichen.

Ich möchte hier aber auch dafür plädieren, schon wei-
terzudenken. Wir müssen bei den Elektrogeräten auch
den nächsten Schritt gehen und versuchen, Einfluss auf
die Produktion der Geräte zu nehmen. So wie es in der
Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme
des Bundesrates auch schon anklingt, müssen wir uns
auf europäischer Ebene dafür einsetzen, dass Maßnah-
men für die Langlebigkeit von Elektrogeräten getroffen
werden und darüber hinaus auch für die Recycling-
freundlichkeit der Geräte.

Ralph Lenkert (DIE LINKE): Die Bundesregierung
will mit einem neuen Gesetz zur Entsorgung von Elek-
trogeräten genannt ElektroG, deutlich mehr Elektroaltge-
räte ordnungsgemäß und umweltfreundlich entsorgen
lassen und damit einen Beitrag zur Ressourcenschonung
leisten. So weit die Theorie, denn in der Praxis werden
heute selbst über Abfall oder Sperrmüll entsorgte Geräte
später ordnungsgemäß erfasst, weil das Gewinne ab-
wirft � das ist Marktwirtschaft. Wäre das neue ElektroG 
gut, würde es wenigstens nicht schaden, aber es hat ei-
nige gravierende Fehler.

Woran es im Punkte Ressourcenschutz in der Logik
des Gesetzes bereits mangelt, ist, dass anstatt auf Ver-
meidung auf das Prinzip des Neukaufs eines Elektro-
gerätes nach Ablauf einer dreijährigen Nutzungszeit ge-
setzt wird. Das spiegelt zwar die Realität wieder, aber
die ist alles andere als ressourcenschonend. Denn es ver-
stärkt den Eindruck gewollter Obsoleszenz bei den Elek-
trogeräten, die direkt nach der Gewährleistungszeit ihren
Geist aufgeben, und die Regierung akzeptiert dies. Auch
die permanente Suggestion, wer seinen Fernseher oder
Laptop länger als drei Jahre in Gebrauch hat oder sein
Mobiltelefon oder Tablet nach einem Jahr noch nicht
ausgetauscht hat, sei nicht mehr auf der Höhe der Zeit,
wirkt definitiv nicht ressourceneffizient.

Aber zurück zum Gesetzentwurf: Nehmen wir den
Grünen Punkt, der von zehn im Wettbewerb stehenden
dualen Systemen für alle bestätigten Verpackungen
vergeben wird. Die zehn dualen Systeme, diese zehn Fir-
men, streiten um ihren Anteil an der jeweiligen Verpa-
ckungssorte. Bringt die Verwertung einer Verpackungs-
sorte Geld, will jede der Firmen einen großen Anteil.
Kostet die Verwertung einer Verpackung Geld, dann will
diese keiner bestätigt haben.

Jeder der Zehn verhandelt mit den Firmen, die Verpa-
ckungen einsammeln, mit Firmen, die Verpackungen be-
nötigen, und schließt seine Verträge und rechnet ab.

Aber in einem Gebiet sammelt nur eine Firma alle
Verpackungen ein, aber die muss mit allen zehn dualen
Systemen abrechnen. Jede Verwertungsanlage verarbei-
tet für alle zehn Firmen Verpackungen und muss mit
jeder einzelnen abrechnen. Das beschreibt ganz kurz die
Funktionsweise der dualen Systeme, die größere
Mengen an Geld für Bürokratie verschlingen, als für die
eigentliche Entsorgung der Abfälle gebraucht wird.

Mit dem neuen vorliegenden ElektroG wird wohl das
nächste duale System geschaffen werden, mit ähnlichen
Wirkungen, genauso schlecht funktionierend.

Dieses Gesetz benachteiligt Kommunen. Die Kom-
munen werden verpflichtet, die Flächen für die Samm-
lung alter Elektrogeräte kostenlos zur Verfügung zu stel-
len und das Erfassungssystem kostenlos zu betreiben.
Die Kommunen müssen auf ihre Kosten Bürgerinnen
und Bürger umfassend zum ElektroG informieren.

Elektronikgeräte sollen grundsätzlich nicht bei Haus-
halten abgeholt werden müssen, können es aber. Wenn
ein Hersteller Geräte abholt, darf er Geld dafür verlan-
gen. Wenn ein kommunales Abfallunternehmen das tut,
darf es kein Geld fordern.

Nett, dass die Bundesregierung zulasten der Kommu-
nen versucht, zu verhindern, dass die Menschen ihre Alt-
geräte aus Kostengründen einfach in den Hausmüll oder
die Natur werfen. Da ist zumindest der Anschein einer
kostenlosen Entsorgungsoption besser.

Sie geben mit diesem Gesetzentwurf den Herstellern
und Vertreibern eine Lizenz zum Gelddrucken in die
Hand, indem sie bei Abholung auch noch Geld verlan-
gen dürfen.

Weiterhin dürfen die Inverkehrbringer von Elektro-
geräten zwischen mehreren Entsorgungspfaden wählen;
das bedeutet mehr Bürokratie. Nicht umsonst schätzt die
Bundesregierung Bürokratiekosten von 83 Millionen
Euro je Jahr.

Wir kommen nicht umhin: Wenn dieser Gesetzent-
wurf sozial gerecht werden soll, muss das Verursacher-
prinzip real und nicht scheinbar durchgesetzt werden.

Die Hersteller zahlen eine Ressourcenabgabe. Aus ei-
nem Teil dieser Ressourcenabgabe wird das kommunale
Rücknahmesystem finanziert. Durch die Ressourcen-
abgabe würde der Gesetzentwurf außerdem ressourcen-
schonend. Denn wenn Produkte gut reparierbar oder
aufrüstbar sind oder wenn sie ressourceneffizient und
gut recycelbar konstruiert wurden, zahlt der Hersteller
weniger Ressourcenabgabe. Dann hat er einen Anreiz, so
ökologisch und effizient wie möglich zu produzieren.
Damit eine möglichst vollständige Sammlung und
Wiederverwendung ermöglicht und bestmögliches Recy-
cling garantiert wird, bräuchte es nur eine Pfandpflicht
auf Elektrogeräte. Das Prinzip der Pfandpflicht ist nichts
Neues, und es ist effektiv und garantiert hohe Rückgabe-
quoten. Nahezu kein Elektrogerät wird mehr im Haus-
müll oder im Wald landen.

Schade, das, was die Bundesregierung hier vorgelegt
hat, kommt erstens zu spät, löst zweitens nicht existie-
rende Probleme und schafft neue Baustellen.

Dieses ElektroG bedeutet Mehrkosten für die Ver-
braucher und verwirrt diese. Kurz gesagt: Es wird ein
Remake der dualen Systeme und genauso versagen.

Peter Meiwald (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Die
Deutschen werfen pro Jahr 600 000 Tonnen Handys,
PCs, Föhne, Herde und Toaster weg. Alte und kaputte
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Elektro- und Elektronikgeräte gehören aber nicht in den
Restmüll, egal wie klein sie sind. Sie enthalten wichtige
und wertvolle Rohstoffe, die bei der richtigen Behand-
lung zurückgewonnen werden können. Diese zu ver-
brennen ist reine Ressourcenverschwendung.

Elektroschrott enthält außerdem viele Schadstoffe,
etwa Blei und Kadmium in Akkus, Quecksilber in
Leuchtstofflampen, Flammschutzmittel in Kunststoffen.
Diese gelangen nur bei der richtigen Behandlung nicht in
die Umwelt. Deshalb ist eine funktionierende, separate
Sammlung von Elektroschrott enorm wichtig; da sind
wir uns alle einig.

Doch der Verbleib von zu vielen Elektrogeräten ist
unklar. Deshalb hat die EU neue Vorschriften verabschie-
det, um die Sammlung und die Verwertung zu verbessern.
Die Bundesregierung legt heute mit dem aktualisierten
ElektroG eine reine 1:1-Umsetzung der europäischen
Vorgaben vor. Das ist reine Pflichterfüllung, bleibt aber
umweltpolitisch weit hinter dem zurück, was möglich
gewesen wäre, um die Ressourcenpolitik in Deutschland
wirklich voranzubringen.

Handys, Laptops, Tablets, es kommen immer mehr
Elektrogeräte auf den Markt, vor allem in den Kommu-
nikationstechnologien. Die Rückläufe, was also über-
haupt ins Recycling gelangen kann, sind viel zu niedrig.
Schätzungen zufolge landet in Deutschland nur etwa die
Hälfte aller elektronischen Geräte vorschriftsgemäß auf
dem Recyclinghof, bei kleinen Geräten ist die Zahl ver-
mutlich noch viel niedriger.

Etwa ein Viertel unseres Elektroschrotts, circa
150 000 Tonnen jährlich, wird dann illegal nach Afrika
und Asien exportiert. Dem soll jetzt ein Riegel vorge-
schoben werden durch die Beweislastumkehr beim Ex-
port. Dieses ist richtig und wichtig, um die illegalen
Elektroschrottexporte in die Länder des Südens einzu-
dämmen. Bis zu 20 000 Kinder sollen in Ghana, Nigeria
oder der Elfenbeinküste auf Halden arbeiten und aus
Elektroschrott seltene Metalle und andere wiederver-
wertbare Bestandteile herausholen und dabei giftigen
Dämpfen ausgesetzt sein. Nun müssen Exporteure von
Altelektrogeräten nachweisen, dass diese noch funktio-
nieren. Somit haben Behörden nun erstmals europaweit
eine Möglichkeit, den illegalen Export effektiv zu ahn-
den.

Eine weitere wichtige Verbesserung ist die Rück-
nahme von Altgeräten im Handel. Hier hat die Regie-
rung mit dem jetzt vorgelegten Gesetz allerdings nur den
ganz großen Läden � ab 400 Quadratmetern Verkaufs-
fläche von Elektrogeräten � die Pflicht auferlegt, Elek-
trokleingeräte wieder zurückzunehmen. Wir setzen uns
dafür ein, dass die Rückgabemöglichkeiten für Bürgerin-
nen und Bürger noch einfacher werden, indem jeder, der
Elektrogeräte verkauft, diese auch zurücknehmen muss.
Das trifft dann nicht nur die ganz großen Elektromärkte,
sondern auch Discounter, über deren Ladentisch mehr
und mehr Geräte verkauft werden.

Wir Grüne sind davon überzeugt, dass finanzielle An-
reize den Anteil zurückgegebener Geräte deutlich erhö-
hen könnten und längere Verwendung und ein besseres

Recycling dadurch möglich wird. Vor allem kleine Ge-
räte landen vielfach in der Restmülltonne. Wir fordern
die Einführung eines �Handypfandes� als Test, ob dieses 
tatsächlich zu deutlich höheren Rückläufen führt, wie
wir es annehmen. Wenn dieses erfolgreich ist, sollten
solche finanzielle Anreize für Rückgaben auch auf an-
dere Elektronikgeräte wie Tablets und Spielekonsolen
ausgeweitet werden. Ein solches Pfandsystem sollte ins
neue Elektrogesetz aufgenommen werden.

Eine verpasste Chance ist es auch, dass keinerlei Vor-
gaben für das Produktdesign im jetzigen Entwurf enthal-
ten sind, die die Reparaturfähigkeit und Langlebigkeit
von Produkten fördern. Das Umweltbundesamt hat kürz-
lich erste Studienergebnisse veröffentlicht, die belegen,
dass viele Geräte heute immer schneller kaputt gehen.
Besonders Elektrogeräte sind hiervon betroffen. Dieses
führt zu unnötigen Kosten, Umweltschäden durch Res-
sourcenverschwendung und viel Ärger bei Verbrauche-
rinnen und Verbrauchern. Warum wird dieses Thema
von Ihnen nicht im neuen Gesetz aufgegriffen?

Dazu gehört auch die Vorgabe, dass Ersatzteile über
einen gewissen Zeitraum vorgehalten werden und den
unabhängigen Reparateuren auch zur Verfügung gestellt
werden müssen. Verklebte Gehäuse oder fest verbaute
Batterien und Akkus führen aber dazu, dass Reparaturen
immer mehr erschwert werden. Das ist aus unserer Sicht
nicht akzeptabel, dieses Themas hätten Sie sich anneh-
men müssen.

Ein weiteres, bisher leider unberücksichtigtes Thema
ist der Zugriff von Weiterverwendern auf die Altgeräte � 
denn laut europäischer Abfallhierarchie ist Weiternut-
zung zu fördern. Aber genau das tun Sie mit Ihrem Ge-
setz nicht, indem Sie die Weiternutzung der Altgeräte
ausschließen. Dies kritisieren auch alle Umweltverbände
und die Reparaturwerkstätten und Repair-Cafés, die sich
derzeit überall im Land gründen.

Wir hoffen, dass es im weiteren Beratungsverfahren
hier im Parlament und im Bundesrat noch zu deutlichen
Umweltverbesserungen kommt. Dies betrifft vor allem
die Nutzungsdauer von Elektrogeräten, Vorgaben für
ökologischeres Design, die Langlebigkeit und Repara-
turfähigkeit von Geräten. Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen der Koalitionsfraktionen, wenn Sie bereit sind, an
diesen Stellen nachzubessern, sind wir bereit, diese not-
wendigen Änderungen mit Ihnen zusammen vorzuneh-
men.

Florian Pronold, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reak-
torsicherheit: Alte Elektrogeräte gehören nicht in die
Restmülltonne, denn sie enthalten sowohl wertvolle
Rohstoffe wie seltene Erden, aber auch Schadstoffe. Das
weiß im Grunde jeder und jede, und den allermeisten ist
eine fachgerechte Entsorgung ein wichtiges Anliegen.

Ob es dann auch umgesetzt wird, hängt im Alltag oft
davon ab, wie groß der Aufwand ist. Dennoch werden
auch heute schon viele Elektroaltgeräte erfasst, und von
den erfassten Geräten 85 Prozent recycelt. Trotzdem gilt


